
SPD Berlin

Anträge und Beschlüsse

Antrag 53/II/2021

Beschluss
Annahmemit Änderungen

Krisen verhindern, Konflikte bewältigen, Frieden fördern“ konsequent umsetzen!

2017 verabschiedete die Bundesregierung die Leitlinien „Krisen verhindern, Konflikte bewältigen, Frieden fördern“. Trotz

der signifikanten Fortschritte, welche in der Umsetzung der Leitlinien erreicht wurden, besteht weiterhin erheblicher Hand-

lungsbedarf, insbesondere in den Bereichen Krisenfrüherkennung und -prävention sowie Strategiefähigkeit. Der Beirat für

zivile Krisenprävention hat 2021 in seiner Stellungnahme zum Bericht über die Leitlinien einige wichtige Schritte für die

Bundesregierung benannt, welche das deutsche Engagement als globaler Akteur in der Krisenprävention und -stabilisierung

nachhaltiger und strategischer gestalten würden. Wir fordern die SPD Bundestagsfraktion und SPD-geführte Ressorts dazu

auf, sich für die konsequente Umsetzung dieser Empfehlungen einzusetzen.

 

Wichtige Schritte umfassen insbesondere:

 

• Krisenprävention als kohärenter Gesamtansatz der Bundesregierung in der Formulierung aller politischen Entscheidun-

genmit außenpolitischem Bezug. Dies schließt insbes. auch wirtschafts-und handelspolitische Entscheidungenmit ein,

wie die Rohstoffstrategie der Bundesregierung sowie krisenpräventative Gesichtspunkte bei der Genehmigung vonWaf-

fenexporten durch den Bundessicherheitsrat.

• Eine Einbindung relevanter, bislang jedoch nicht beteiligter, Ressorts wie das BMF und das BMWi in krisenbezogenen

Ressortabstimmungen von der Fachebene bis zur Staatssekretärsrunde.

• Eine Erhöhung und Umschichtung der für den Bereich Krisenprävention und Friedensförderung zugewiesenen finan-

ziellen Ressourcen zugunsten der Prävention struktureller Konfliktursachen, der Antizipation von Krisen und die re-

sultierende gesellschaftliche, wirtschaftliche und politische Transformation. Besonderes Augenmerk ist hier auf nicht-

traditionelle Krisen wie die Folgen der COVID-19 Pandemie und den globalen Klimawandel zu legen.

• Konkrete Zielsetzungen für den Personalausbau – einschließlich einer konkreten Zielsetzung für den Anteil von Frauen

von 50% - bei internationalen Polizeimissionen, von Fachexperten an den deutschen Auslandsvertretungen und bei der

Förderung zivilgesellschaftlicher Ansätze.

• Die konsequente Umwandlung undWeiterentwicklung des Konzepts zur Kommunikation von Krisenengagements, um

die notwendige politische und öffentliche Unterstützung für ambitionierte Ausbauziele abzusichern.

• Die finanzielle Einplanung und Umsetzung einer wissenschaftlichen Evaluationen in jedem internationalen zivilen, po-

lizeilichen und militärischen Krisenengagement Deutschlands um Fehlentwicklungen vorbeugen und Verbesserungs-

möglichkeiten rasch identifizieren zu können. Insbesondere sollte die Bundesregierung dringend eine fundierte, alle In-

strumente umfassende Untersuchung derWirkungen nach 20 Jahren Afghanistan-Engagement anstoßen.

 

Überweisen an
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